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1. Teil 

Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der acte-clair-Doktrin, einem Instru-
ment, das eine Einschränkung der Vorlagepflicht der letztinstanzlichen Gerichte 
im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens  gem. Art. 234 EG bewirkt. 

Sie beruht auf der Annahme, dass eine Vorschrift,  deren Bedeutung so klar ist, 
dass sie keiner Auslegung bedarf,  von den letztinstanzlichen Gerichten dem EuGH 
nicht vorgelegt werden muss. Insofern hat sie auf den ersten Blick nur die formale 
Frage der Trennung zwischen Auslegung und Anwendung des Rechts zum Gegen-
stand. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass sie gleichzeitig ein Mittel 
zur Kompetenzabgrenzung zwischen den europäischen und den nationalen Recht-
sprechungsorganen und damit zwischen EG und Mitgliedstaaten darstellt. Durch 
diesen Aspekt werden fundamentale Fragen des Verhältnisses zwischen EU und 
Mitgliedstaaten sowie grundlegende Prinzipien der EU berührt, was der auf den 
ersten Blick unscheinbar anmutenden acte-clair-Doktrin eine besondere Tragweite 
verleiht. 

Aus diesem Grund war und ist sie Gegenstand kontroverser Interpretation auf 
nationaler und europäischer Ebene, die durch das Bestreben gekennzeichnet ist, 
die eigenen Kompetenzen mithilfe der engen oder weiten Auslegung des Umfangs 
der Vorlagepflicht möglichst auszudehnen. 

Die acte-clair-Doktrin wurde vor allem zu Beginn der Tätigkeit der EG und bis 
zu Beginn der 1980er Jahre diskutiert. Nachdem es in der Folgezeit in Rechtspre-
chung und Literatur recht still um sie geworden war, erlangt die Diskussion um 
den Umfang der Vörlagepflicht in jüngerer Zeit wieder Bedeutung, insbesondere 
aufgrund der neuen Herausforderungen,  denen sich das Vorabentscheidungsverfah-
ren angesichts einer stetig steigenden Flut von Vorlagen und einem auf Gerichte 
aus 25 Mitgliedstaaten erweiterten Kreis von Vörlageorganen gegenüber sieht. Die-
se Entwicklung bedingt die Notwendigkeit, den EuGH von Vörabentscheidungsfra-
gen zu entlasten, um seine effektive  Arbeit weiterhin sicherstellen zu können. 

In diesem Zusammenhang soll hier der Frage nachgegangen werden, ob sich der 
acte-clair-Doktrin nicht Impulse zur Lösung dieser sog. „Krise des Vorabentschei-
dungsverfahrens"  entnehmen lassen. Sie räumt den vorlagepflichtigen nationalen 
Gerichten einen Entscheidungsspielraum hinsichtlich der Frage ein, wann eine 
Vorlage an den EuGH geboten ist. Die dadurch bewirkte Aufweichung der Abso-
lutheit der Vörlagepflicht bietet einen Ansatzpunkt, um die letztinstanzlichen na-
tionalen Gerichte stärker in die Auslegung des Gemeinschaftsrechts einzubeziehen 
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und dadurch eine Entlastung des EuGH zu bewirken. Möglich wäre, aufbauend auf 
der bestehenden Ausnahme von der Vorlagepflicht in Fällen eines acte clair eine 
weitergehende Lockerung der Vorlagepflicht vorzunehmen. Bei den dahingehen-
den Überlegungen sollen auch die Auswirkungen einer solchen Neufassung auf 
den Umfang des bisher uneingeschränkten Vorlagerechts der unterinstanzlichen 
Gerichte in den Blick genommen werden, ein Aspekt, der für die Entlastung des 
EuGH besonders entscheidend ist. 

Neben dem Entlastungseffekt  hätte eine Neufassung weiterreichende, die Struk-
tur der EG betreffende  Konsequenzen, die durch die Funktion der acte-clair-Dok-
trin als Mittel zur Kompetenzabgrenzung zwischen europäischer und nationaler 
Ebene bedingt sind. Diese werfen zunächst die grundsätzliche Frage auf, wie die 
Zuständigkeitsverteilung zwischen europäischen und nationalen Organen und ins-
besondere zwischen den Gerichtsbarkeiten in Zukunft auszugestalten ist, um den 
gesteigerten Anforderungen  der modernen, erweiterten EU gerecht zu werden. Da-
ran anknüpfend soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit eine neugefasste 
acte-clair-Doktrin eine Zuständigkeitsverteilung bewirken kann, die im Einklang 
mit diesem anzustrebenden Kompetenzmodell steht, jedoch gleichzeitig die Ziele 
der EU nicht gefährdet. 

Im Rahmen der Untersuchung, ob die acte-clair-Doktrin das Potential hat, als 
Grundlage einer Reform des Vorabentscheidungsverfahrens  zu dienen, und wie 
diese aussehen könnte, soll zunächst in einer Bestandsaufnahme der status quo hin-
sichtlich der Funktion und Wirkungsweise des Vorabentscheidungsverfahrens  so-
wie der Vorlagepflicht gem. Art. 234 Abs. 3 EG und deren Ausnahmen festgestellt 
werden (2. Teil). Dies lässt Rückschlüsse auf etwaige Schwächen des bestehenden 
Systems zu, die bereits Hinweise auf die Anforderungen  an eine Neubestimmung 
geben können. Davon ausgehend sollen verschiedene Modelle einer Reform des 
Vorabentscheidungsverfahrens  dahingehend betrachtet werden, inwieweit sie im 
Einklang mit der Struktur und den Zielen des Vörabentscheidungsverfahren  stehen 
(3. Teil). Diese Untersuchung bildet die Grundlage für eine methodische Analyse 
des Art. 234 Abs. 3 EG im Hinblick auf die Frage, ob eine neu bestimmte Vor-
lagepflicht in Erweiterung der acte-clair-Doktrin eine Alternative zu diesen Vor-
schlägen bieten kann und wie diese konkret auszugestalten ist, um der Funktion 
des Vorabentscheidungsverfahrens  gerecht zu werden. (4. Teil). Im Anschluss ist 
zu erörtern, welche Konsequenzen für das Vorlagerecht der unterinstanzlichen Ge-
richte mit einer neubestimmten Vorlagepflicht verbunden sind (5. Teil). Abschlie-
ßend soll darauf eingegangen werden, ob eine Verschärfung  der Mittel zur Durch-
setzung der neu gefassten Vorlagepflicht eine sinnvolle Ergänzung zu diesem Weg 
der Reform darstellen würde (6. Teil), bevor in einem Resümee die Ergebnisse der 
Untersuchungen zusammengefasst werden (7. Teil). 



2. Teil 

Bestandsaufnahme 

Als Ausgangspunkt für die weitere Analyse soll zunächst die Funktion des 
Vorabentscheidungsverfahrens  und der Vorlagepflicht sowie ihre Konkretisierung 
und Handhabung durch den EuGH und die nationalen Gerichte untersucht wer-
den. 

A. Die Position der Vorabentscheidung 
im europarechtlichen Gefüge 

Das europäische Vorabentscheidungsverfahren  stellt nicht nur eine Möglichkeit 
zur Anrufung des EuGH dar, vielmehr kommt ihm daneben eine tragende Rolle im 
Hinblick auf die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des europäischen Rechts-
systems sowie die Umsetzung fundamentaler Prinzipen der EU zu. 

I. Die Funktion des Vorabentscheidungsverfahrens 

Die Existenz des Vorabentscheidungsverfahrens  gem. Art. 234 EG hat ihren 
Grund in der dezentralisierten und damit dualen Struktur der Gerichtsbarkeit in der 
EG. Entsprechend der Stellung der EG als supranationaler Organisation souveräner 
Staaten1 ist diese geprägt durch ein gleichberechtigtes Nebeneinander von nationa-
len Gerichten und EuGH.2 

Gem. Art. 220 EG obliegt dem EuGH die Wahrung des Rechts bei der Aus-
legung und Anwendung des Gemeinschaftsrechts. Aufgrund des AnwendungsVor-
rangs des Gemeinschaftsrechts sowie seiner unmittelbaren Wirkung in den Mit-

1 Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht in Einzelstudien, S. 97 ff.;  Burgi,  Verwaltungs-
prozeß, S. 7; Oppermann,  Europarecht, § 12 Rn. 6 ff. 

2 EuGH, Rs. 244/80, Slg. 1981, S. 3045, 3062 Rn. 16 - Foglia Novello II; Schumann, 
ZZP 1965, S. 77, 83; Lieber,  Vorlagepflicht,  S. 6; Schwarze,  NJW 1992, S. 1065, 1071; Ever-
ting,  DRiZ 1993, S. 5, 11; Lenaerts,  in: Curtin/Heukels, Institutional Dynamics, S. 355; An-
derson,  in: Andenas, Art. 177 References, Kap. 2.1; Burgi,  DVB1. 1995, S. 772, 776; Dauses, 
Vorabentscheidungsverfahren,  S. 43; Barnard/ Sharpston,  CMLRev. 1997, S. 1117; Wohl-
fahrt,  in: Grabitz/Hilf,  EU (Altband), Art. 177 Rn. 2; Rodriguez  Iglesias,  NJW 2000, 
S. 1889, 1890. 

2 Hummert 


